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des Kantons Graubünden del Cantone dei Grigioni dil Cantun Grischun 

Sitzung vom 

11. Mai 1993 

A. 

Mitgeteilt den 

13. MAI 1993 
Protokoll Nr. 

1135 

Die derzeitige Ortsplanung der Gemeinde Sils ;l.. E. /Segl besteht 
aus den drei Zonenplänen l:2'000 "Silser--Ebene", l:S'OOO "Fex-
tal" und l: 10' 000 "Rand.gebiete" · sowie dem. B?l,ugesetz. Die Zo-
nenpläne wurden von der Gemeinde ani 5. Mai 1986 b~schlosseri · 
und von der Regierung am 29. Juni .1987 (Pr.ot. Nr. 16ß6) ge-
nehmigt. Seither erfolgten einige geringfügige Zonenpla~ände-:-

, 
rungen. Das Baugesetz wurde am 17./20. Februar 1989 erlassen 
und von der Regierung am 19. März 1990 (Prot. Nr. 690) geneh-
migt. 

An der Gemeindeversammlung vom 1. April 1992. beschlossen die 
Stimmberechtigten von Sils i. E. /Segl eine Ergänz1,mq der kom-
munalen Ortsplanung. Sie verabschiedeten.zwei Generelle Ge-, . . 

staltungspläne 1:500 "Sils-Maria" und "Sils·-Baselgia", einen 
Generellen Erschliessungsplan l: 2' 000 •"Teil Verkehr" und einen 
Generel·len Erschliessungsplan l: 2' 000 "Teil Versorgung". Mit 
Schreiben vom 13. Mai 1992 ersuchte der Gemeindevorstand die 
Regierung um Genehmigung dieser Ortsplariungsergänzung. 

Die öffentliche Bekanntgabe des Gemeindeversammlungsbeschlus-
ses vom 1. April 1992 im Sinne von Art. 37a Abs. l des kan-
tonalen Raumplanungsgesetzes (.KRG) erfolgte am 16. April 1992. 
Es gingen bei der Regierung innert Frist die folgenden fünf 
Planungsbeschwerden ein: 
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1, 

2. 

3. . P. 

4 -1 

5. 

Die Beschwerden Nr. 1-3 betreffen schwergewichtig die Gene-
rel1e Gestaltungs- und E.rschliessungsplanung im Bereiche des 
Hotels Alpenrose (Paizellen Nr. 2445-2448). Sie werdeh zusam-
mengelegt und in einem separaten Regierungsbeschluss behan-
delt. Die Beschwerde Nr. 4 bezieht sich auf den Gerierellen 
Erschliessungsplan und wird ebenfalls in einem separaten Re-
gierungsbeschluss behandelt. 

Die Beschwerde Nr. 5 richtet sich gegen die Generelle Gestal-
tungsplanung im Bereiche der Parzelle Nr. 2260 in Sils-Basel-
gia. Da der Schriftenwechsel in dieser Beschwerdesache erst 
kürzlich abgeschlossen werden konnte, wird deren Behandlung 
noch einige Zeit in Anspruch nehmen.•Aus diesem Grunde muss 

. . 
das Genehmigungsverfa.hren, soweit es die Generelle· Gestal-
tungsplanung auf der Parzelle Nr.· 2260 betrifft, ausg.esetzt 

. resp. si.stiert werden. 
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. Generelle Gestaltungspläne 1:500 Sils-Maria und Sils-Baselgia 

1. ·Auflagen resp. Vorbehalte im Zusammenhange tnit den Be 
schwerden betreffend Hotel Alpenrose 

Aufgrund des Ausgangs der Beschwerdeverfahren betreffend, 
_Hotel Alpenrose ist die·Genehmigung der Generellen Gestal~ 
·tungspläne mit diversen Vorbehalten resp.·Auflagen zu ver-
binden (vgl. Ziffer 1 lit. a-d des Dispositives). 

2. Vorbeh~lt im Zusammenhange mit der Beschw,rde Dr. Rodo 
von Salis 

Das Genehmigungsverfahren hinsichtlich der Planfestlegun-
gen im Bereiche der Parzelle Nr. 2260 wird aus den vor-
stehend unter Abschnitt A bereits dargelegten Gründe11 si-
stiert. 

3. Bauzonenabqrenzung 

Im Sinne einer präzisierenden Bemerkung ist darauf hinzu~ 
_weisen, dass bezüglich der Bauzonenabgrenzungen ~ach wie 
vor die Zonenpläne vom 5. Mai 1986, insbesondere auch der 
Zonenplan l:2'000 Silser-Ebene, massgebend sind. 
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4. Wald 

In den vorliegenden Generellen Gestaltungsplänen wurde 
mittels. dunkelgrüner Bandierung der Wald bezeichnet. Die 
Planlegende .. enthält dazu den folgenden Satz: "Der Sinn 
dieser B~stimmung ergibt sich aus dem Text!'. Welche Be-
deutung diesem Satz zukommt, ist nicht erfindlich. Das 
Amt für Raumplanung wird beauftragt, ihn zu streichen. 

Generell drängen sich im Zusammenhartge mit dem Wald fol-
gende Bemerkungen auf: 

Nach Art. 18 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die-Raumpla-
nung vom 22. Juni 1979 (RPG) ist das Waldareal durch die ·· 
Forst~e~etzgebung umschriebert und geschützt. Was Wald ist, 
bestimmt sich also einzig nach den in der Forstgesetzge-
bung genannten Kriterien. Auch mit einer Nutzungsplanung 
kann an der Waldqualität einer Bestockung grundsätzlich 
nichts geändertwerden. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 
kommt nur dann zum Tragen, wenn in den Übergangsbereichen 
zwischen Wald und Bauzonen rechtskräftige ''Waldfeststel-
lungen" vorliegen und die daraus sich ergebenden Waldgren-
zen im Zonenplan eingetragen sind: diesfalls·gelten neue 
Bestockungen ausserhalb der Waldgrenzen nicht als Wald, 
d.h. der dynamische Waldbegriff ist in diesen Fällen auf-
gehoben. Diese Ordnung ergibt sich aus Art. 13 Abs. 1 und 
2 in Verbindung mit Art. 10 des neuen Bundesgesetzes-über 
den Wald (WaG) vom 4. Oktober 1991, das am 1. Januar 1993 
in Kraft getreten ist. Mit ihr wird einem alten raumplane-
rischen Postulat nach ~ermehrter Rechtssi~herheit im Bau-
zonenbereich Rechnung getragen. 
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Bei den in den neuert Generellen Gestaltungsplänen der Ge-
meinde Sils i.E./Segl mittels dunkelgrüner Bandierungen 
gekennzeichneten Waldabgrenzungen handelt es sich nun 
freilic_h nicht um "Waldgrenzen" im Sinne von Art. 13 Abs. 
1 und 2 WaG. Sie beruhen nämlich nicht auf "Waldfeststel-
lungen" gemäss Art. 10 WaG, sondern auf herkömmlichen 
Waldausscheidungen. So hat beispielsweise das vom BUWAL · 
durchgeführte und mittels Verfügung abgeschlossene Wald-
feststellungsverfahren im Bereiche des Hotels Alpenrose 
ergeben, dass die im bet:i;effenden Generellen Gestaltungs-
plan E!!nthal tene dunkelgrüne Waldlinie. zwar weitgehend, 
aber dennoch nicht hundertprozentig mit der effektiven 
Waldgrenze übereinstimmt. Die Gemeinde Sil.s i.E./Segl un-
tersteht somit bezüglich des Verhältnisses Bauzonen/Wald 
nach wie vor dem bisherigen Regime des dynamischen Wald-
begriffes. Um diesen unter der Optik der Rechtssicherheit 
unbefriedigenden Zustand zu verändern, wäre die Durchfüh-
rung von Waldfeststellungsverfahren im.Sinne des neuen WaG 
samt Eintragung und spezieller Kennzeichnung der daraus 
resultierenden Waldgrenzen in den Nutzungsplänen erfor-
derlich. Die Gemeinde wird ersucht, das einschlägige Pro-
zedere nach Rücksprache und im Einvernehmen.mit den zu-
ständigen Forstorganen in die Wege zu leiten. - Es liegt 
auf der Hand, dass solche-Waldfeststellungsverfahren unter 
um•tänden di~ Zulässigkeit der in den Generellen Gestal-
tungsplänen ebenfalls festgelegten Baulinien gegenüber 
Wald in Frage stellen können. Die Genehmigung dieser Bau-
linien ist daher aus Gründen der Rechtssicherheit mit 
einem dahingehenden Hinweis zu verknüpfen. 

5. Landschaftsschutzzone 

In den Generellen Gestaltungsplänen wurden mittels hell-
grüner Bandierung u.a. auch Landschaftsschutzzonen abge-
grenzt. Im Vergleich zu den rechtskräftigen Zonenplänen 
vom 5. Mai 1986 ist diese Abgrenzung jedoch unvollständig. 
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Zum Teil weicht sie ~on den entsprechenden Festlegungen in 
den rechtskräftigen Zonenplänen sogar ab. Eine Begründung 
für die Unvollständigkeiten resp. für die Abweichu~gen 
liegt ~icht vor und ist - ausser be~üglich der Abweichun-
g·en im Zusammenhange mit der Zufahrtsrampe zum projektier-
ten Grossparking Muot Marias (Parzellen Nr. 2812, 2528 und 
2529) - auch nicht ersichtlich. Vorbehältlich der neuen 
Landschaftsschutzzonenabgrenzung im Bereiche der genannten 
Parzellen Nr. 2812, 2528 und 2529 werden die in den neuen 
.Generellen Gestaltungsplänen dargestellten Landschafts-
schutzzonen somit von der_ Genehmigung ausgenommen, ver-
bunden mit dem Hinweis, dass hinsicihtlich Landschafts-
schutzzonen nach wie vor der Zonenplan vom 5. Mai 1986 
mitsamt den dazu ergangenen Genehmigungs- und Beschwerde-
beschiüssen massgebend ist. 

6. Legende zu den Generellen Gestaltungsplänen 

a) Die Bestimmung zu "wertvolle Gärten/Freiflächen" in der 
Legende ist strenger formuliert als die Vorschrift von 

. . ' 
Art. 14 Abs. 3 li~. c des Baugesetzes. Die Regierung 
geht davon aus, dass zumindest in denjenigen Bereichen, 
die in den Generellen Gestaltungsplänen mittels grüner 
Grundfarbe ausdrücklich als "wertvolle Gärte~/Freiflä-
chen'' gek~nnzeichnet wurden, die Legendebestimmung der 
Vorschrift von Art. 14 Abs .. 3 .lit. c des Baugesetzes 
vorgeht. 

b) In deri Leg.endebestimmungen zu den "geschützten" und 
"erhaltenswerten" Fassaden wurde die jeweils massge-
bende littera von Art. 14 Abs. 3 des .Baugesetzes ver-
sehentlich verkehrt.angegeben. Das Amt für Raumplanung 
wird beauftragt, dieses Verseheri zu korrigieren. 

Im übrigen können die Generellen Gestaltungspläne geneh-
migt werden. 
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C. 

Genereller Erschliessungsplan l:2'000 Teil Verkehr 

1. Allgemeine Bemerkungen 

Der Generelle Erschliessungsplan (GEP) beruht auf dem 
kommunalen Verkehrskonzept vom Juni 1991, dessen wichtig-
ste Massnahmen sich wie folgt zusammenfassen lassen: 

Unterbrechung der Verbindungsstrasse zwischen Sils,-
Baselgia und Sils-Maria für den ortsfremden Durch-
gangsverkehr mittels einer ~arriere auf der Höhe der 
Zuf.ahrt · zum Schulhaus. Freie Bedie'nung der Barriere 
durch berechtigte Einheimis.che, Postautos, öffentliche 
Dienste etc. Versetzen der Barriere in den Raum Alpert~ 
rose nach Fertigstellung eines Umbau- und Sanierungs-
proj~ktes Alpenrose. 

Bau einer öffentlich zugänglichen Tiefgarage für den 
Zielverkehr nach Sils-Maria bzw. dem Fextal im Raum 
Eisbahn mit peripherer Zufahrt ab der heutigen Verbin-
dungsstrasse westlich entlang dem Fexbach und direkten 
Fussgängerverbindungen mit Sil$-Maria und den Spazier-
wegen ins Fextal. Festlegung der Anzahl Abstellplätze 
in Abstimmung auf die Reduktion der öffentlichen Park-
plätze im Ortszentrum und eingangs Fextal im Rahmen der 
Projektierung. 

Bau einer direkten Strassenverbindung z1,1r Furtschellas-
Bahn und zum Quartierplangebiet "Cuncas" ab·der heuti-
gen Verbindungsst~asse auf der Höhe der Oberbauung Seg-
lias. 
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Neugestaltung des innerörtliche_n Strassenraumes zwi-
schen der heutigen Abzweigung n_ach der Furtschellas·-
Bahn und Sils-Maria als beruhigte Sammelstrasse gemäss 

. Generellem Gestaltungsplan 1: 500 unter Aufhebung eines 
Grossteils der öffentlichen Parkplätze am Dorfeingang, 
beim Hotel Maria, entlang der Strasse im Bereiche des 
Hotels Edelweiss sowie beim Gemeindehaus (Verlegung in 

' die Tiefgarage bei der Eisbahn), einer Neugestaltung 
des Gemeindehausplatzes und durchgehendem Trottoir. 

Belassen der Strasse ins Fextal in der heutigen Form. 
Der Parkplatz Laret ist den Fahrzeuginhabern vorbehal-
ten, die sich länger als einen Tag im Fextal aufhalten. 
Sperre des Parkplatzes für die Fahrzeuge von Tagesgä-
sten. Festlegung der Anzahl zu verlagernder Parkplätze 
im Rahmen der Proj~ktierung der Tiefgarage. 

Definiertes Netz der untergeordneten Quartierstrassen 
(Erschliessungsstrassen), Flurwege, Fuss- und Wander-
wege sowie Langlaufloipen. 

Einrichtung zusätzlicher Haltestellen für Postautokurse 
mit Ortsbusfunktionen (Sportbus) beim Gemeindehausplatz 
und auf der Höhe der Überbauung Seglias. 

Mit den dargelegten Massnahmen will die Gemeinde die fol-
genden verkehrsplanerischen Zielsetzungen erreichen: 

Erhaltung der Wohnlichkeit und Gastlichkeit im.Dorf. 
Reduktion von Lärm und Schadstoffimmissionen, weniger 
Hektik. Beruhigung des Verkehrsgeschehens im Dorf. 

Garantie der genügenden Erschliessung der verschiedenen 
Gemeindeteile mit einem Minimum an neuen Strassenbauten 
und Parkierungsanlagen. 
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Verhinderung von Durchgangsverkehr nach und von der 
Furtschellas-Bahn in Sils-Baselgia und Sils-Maria. 
Verminderung des Durchgangsverkehrs nach und vom Fex-
tal. 

Abfangen des Ziel- und Quellverkehrs nach und von 
Sils-Maria am Dorfrand ohne Belastung des innerört-
lichen Strassennetzes. 

Verbesserte Erschliessung des Zentrums und der Wohnge-
biete durch die Postautolinien und den regionalen 
Sportbus. 

Mehr Sicherheit und Ko~fort für die langsamen Ver-
kehrsarten, d.h. insbesondere zugunsten der Zweirad-
fahrer und Fussgänger. 

Die dargelegten Zielsetzungen liegen im allgemeinen in 
einem erheblichen öffentlichen Interesse. Die zu deren 
Erreichung vorgesehenen, im GEP enthaltenen Massnahmen 
können daher dem Grundsatze nach genehmigt werden. Vor-
behalten bleiben die vorgesehenen Massnahmen bezüglich 
der Fextalstrasse, namentlich die Barriere beim .Park-
platz Laret. Massgebend für.die Zulässigkeit dieser 
Vorkehrungen ist eine besondere Vereinbarung zwischen 
Gemeinde und Kanton, die zur Zeit in Bearbeitung ist. 

Bezüglich einzelner Massnahmen drängen sich freilich di~ 
verse Bemerkungen, Auflagen und Vorbehalte auf: 

2. Barriere 

Wie erwähnt, sieht die Gemeinde im GEP vor, die Strasse 
von Sils-Baselgia nach Sils-Maria mittels einer Barriere 
auf der Höhe der Zufahrt zum Schulhaus für den tnotori-
sierten Verkehr zu sperren. Vorbehalten bleibt lediglich 
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der öffentliche Verkehr, die öffentlichen Dienste sowie 
bestimmte berechtigte Ortsbewohner. Das Hauptziel dieser 
Massnahme soll darin bestehen, den ortsfremden Durch-
gangsverkehr zu unterbrechen, um die Ortskerne von Sils-
Baselgia und vor allem von Sils-Maria zu.beruhigen. Der 
ortsfremde Zielverkehr nach Sils-Maria soll nur noch von 
der Punt-Föglias her möglich sein, wobei er bei der heu-
tigen Abzweigung zur Furtschellas-Bahn über eine Tunnel-
rampe in ein neu zu erstellendes kommunale$ Grossparking 
abgezogen wird. 

Mit Rüc.kSicht auf das hinter diesen Massnahmen steckende 
Verkehrsberuhigungskonzept kann die fragliche Barriere-
lösung grundsätzlich befürwortet werden. Da es sich bei 
der zu sperrenden Strasse jedoch um eine kantonale Ver-
bindungsstrasse ~andelt, kann die Barriere-Massnahme aus 
prinzipiellen Erwägungen und mit Rücksicht auf Art. 63 des 
kantonalen Strassengesetzes (StrG) nur dann genehmigt wer-
den, wenn die Gemeinde den betroffenen Strassenabschnitt 
zwischen Sils-Maria (Dorfplatz) und Sils-Baselgia nach ei-
ner bestimmt~n Versuchs- und Einführungsphase ins kommuna-
le Eigentum übernimmt. Als Versuchsphase erscheint_ eine 
Dauer von drei Jahren als angemessen, wobei die Gemeinde 
aber anzuweisen ist, einen allfälligen Übernahmebeschluss 
bereits innert zwei Jahren seit Inkrafttreten der Ver-
kehrsbeschränkung zu- fassen und der Regierung mitzuteileQ. 
Im übrigen drängen sich noch weitere Bedingungen und Auf~ 
lagen auf (vgl. Dispositiv). 

3. Parkierungsanlage Muot Marias 

a) Ein wichtiger Bestandteil des GEP bildet die geplante 
kommunale Autoeinstellhalle bei Muot Marias (Eisplatz) 
mit einer unterirdischen Zufahrt ab Kantonsstrasse 
(Brücke Giovanoli). Für die Umsetzung des gesamten Ver-
kehrskonzeptes kommt der Realisieruni dieser Anlage 
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eine z.entrale Bedeutung zu. Die .entsprechenden Festle-
gungen im CEP können daher genehmigt werden. 

b) Die für die Errichtung der Anlage erforderliche förmli-
che Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) wird im Rahmen 
des kommunalen Baubewilligungsverfahrens durchgeführt. 
Die kommunale Baubewilligung für die Zufahrtsrampe be-
darf noch der Zustimmung des Departementes des Innern 
und der Volkswirtschaft (Art. 5 Abs. 2 KRG) .. Die Abla-
gerung des aus .dem Bau der Autoeinstellhalle samt Zu-
fahrtstunnel anfallenden Aushubmaterials bedarf, sofern 
und soweit sie nicht in bereits bewilligten und in Be-
trieb stehenden Ablagerungsstellen erfolgt, zumindest 
einer Ausnahmebewilligung nach Art. 24 Abs. 1 RPG, je 
nach Grösse und Volumen sogar einer vorgängigen Fest-
setzung im regionalen Richtplan und einer entsprechen-
den kommunalen Nutzungsplanung. 

c) Abschliessend sei noch auf folgendes hingewiesen: im 
Rahmen der Bestrebungen zur Freihaltung der Silser-_ 
Ebene wurden 1979/80 zwischen einzelnen Grundeigen-
tümern eine:r;seits und der.Gemeinde Sils i.E./Segl, den 
Oberengadiner Gemeinden, dem Kanton Graubünden, der 
Schweizerischen Eidgenoisenschaft und der Schweizeri-
schen Stiftung für Landschaftsschutz und Landschafts-
pflege (SL) anderseits Personaldienstbarkeitsverträge 
abgeschlossen, mit denen Bauverbote für Hoch- und Tief-
bauten festgelegt wurden. Drei d.ieser Verträge be-
treffen Parzellen, die von der erwähnten Autoeinstell-
halle resp. vom Zufahrtstunnel tangiert werden. Es han-
delt sich um die Parzellen Nr. 2527, 2812 und 2528 (ab-
parzellierter Teil). Die Errichtung der fraglichen An-
lagen setzt demnach eine Abänderung resp. Anpassung der 
genannten Personaldienstbarkeitsverträge voraus. Auf-
grund der im Verlaufe des vorliegenden Genehmigungsver-
fahrens durch das instruierende Departement des Inne~n 
und der Volkswirt•chaft getroffenen Abklärungen darf 
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davon aus.gegangen werden, dass nebst der Gemeinde Sils 
i.E./Segl auch die Oberengadiner Gemeinden sowie die SL 
bereit sind, für die erforderlichen Vertragsänderungen 
Hand.zu bieten. Die Bereitschaft des Kantons ergibt 

·sich aus deni vorliegenden Genehmigungsbeschluss. Die 
Regierung ist der Auffassung, dass eine Modifikation 
der fraglichen Verträge kein Präjudiz für Vertrags-
lockerungeh an anderen Orten darstellt, handelt es sich 
bei dem auf diese Weise zu ermöglichenden Projekt doch 
um ein kommunales Vorhaben, an dessen Realisierung vor 
dem Hintergrund des kommunalen Verkehrskonzeptes ein 
grosses öffentliches Interesse besteht. Was die Bereit-
schaft der Schweizerischen Eidgenossenschaft betrifft, 
ist die Situation noch unklar. Mit Schreiben vom 4. Mai 
1993 teilt das sachbearbeitende Bundesamt fur Raumpla-
nung dem Kanton mit, dass es noch diverser (namentlich 
aufgezählter) Unterlagen bedürfe, um abschliessend be-
urteilen zu können, ob .und gegebenenfalls unter welchen 
Bed_ingungen der von der Gemeinde gewUnschten Abänderung 
der Personaldienstbarkeitsverträge zugestimmt werden 

. . . . . 

könne. In diese Beurteilung müssten zudem noch weitere 
Bundesstellen (Bundesamt für Umwelt, Wald und Land-
schaft; eidgenössische Finanzverwaltung) miteinbezogen 
werden. 

Es versteht sich von selbst, dass die im Generellen 
Erschliessungsplan (und im Genel'.'ellen Gestaltungsplan 
1:500 Sils-Maria) vorgesehene unterirdische Parkie-
rungsanlage, soweit sie Vertragsparzellen betrifft, 
nicht realisierbar ist, solange nicht sämtliche zur 
Durchsetzung des dienstbarkeitsvertraglichen Bauver-
botes berechtigte Parteien der erforderlichen .Vertrags-
änderung zustimmen. Die Genehmigung der fraglichen 
Planfestlegungen ist daher an die Bedingung zu knüpfen, 
dass auch die Schweizerische Eidgenossenschaft der von 
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der Gemeinde Sils i.E./Segl gewünschten Änderung der 
zur Diskussion stehenden Dienstbarkeitsverträge zu-
stimmt. 

4. Projektierte Hauptsammelstrasse zur Talstation Furt-
schellas-Bahn / Winterparking Cuncas 

Hinsichtlich dieser beiden Planfestlegungen drängt sich 
mit Rücksicht auf den zur Zeit noch ungewissen Ausgang 
über die Initiative zur Auszonung von Cuncas eine Sistie-
rung des Genehmigungsverfahrens auf. 

Im übrigen steht einer Genehmigung des Generellen Er-
schliessungsplanes l:2'000 Teil Verkehr nichts entgegen. 

D. 

Genereller Erschliessungsplan 1:2 1 000 Teil Versorgung 

Dieser Plan kann vorbehaltlos genehmigt werden. 

E. 

Weitere Planungen 

Die Gemeinde wird ersucht, nebst den beiden nunmehr vorlie-
genden Generellen Erschliessungsplänen für das Siedlungsgebiet 
auch noch einen Generellen Erschliessungsplan für das ganze 
Gemeindegebiet zu erlassen (Art. 19 KRG). Im weiteren drängt 
es sich auf, die verschiedenen Erhaltungszonen vor dem Hinter-
grund der am 1. Januar 19B8 in Kraft getretenen KRG- resp. 
KRVO-Bestimmungen über die Erhaltungszonen zu überprüfen und 
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die entsprechende'Nutzungsplanung nötigenfalls anzupassen und 
mittels gesonderten.Generellen Erschliessung's- und Gestal-
tungsplänen zu ergänzen. 

Gestützt auf Art. 37 Abs. 3 und 37a KRG 

beschliesst die Regierung: 

1. Die Generellen Gestaltungspläne 1:500 "Sils-Maria'' und 
''Sils-Baselgia" vom 1. April 1992 werden im Sinne der Er-
wägungen und unter folgenden Vorbehalten, Auflagen und 
Hinweisen genehmigt: 

a) Die oberirdisch Uberbaubare Fläche des Alpenrose-Grund~ 
stückes Nr. 2445 darf in nördlicher Richtung nicht über 
die Verbindungslinie zwischen der nordwestlichen Ecke 
des bestehenden Hotels Alpenrose und.der nördlichsten 
Eck.e der.Parzelle Nr. 2446 hinauslaufen. Das Amt für 
Raumplanung wird beauftragt, im Plan eine entsprechende 
Kennzeichnung anzubringen. 

b) Der als "wertvolle Gärten/Freiflächen" bezeichnete Be-
reich des Alp~nrose-Grundstückes Nr. 2445 wird entspre-
chend der vorstehenden lit. a in südlicher Richtung er-
weitert. 

c) Dem Anspruth auf eine gute Einfügung von Neu-, An- oder 
Ersatzbauten im Bereiche des Alpenrose-Grundstückes Nr. 
2445 ist in der Abwägung mit den entgegenstehenden pri-
vaten Nutzungsansprüchen gebührendes Gewicht beizumes-
sen. 
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d) Die im Gartenbereich des Hotels Alpenrose derzeit be-
stehenden Hecken, Sträucher und Bäume dürfen nur be-
seitigt werden, sofern und soweit dies.für eine zurück-
haltend engräumig zu gestaltende Zufahrt zur Alpenrose 
oder die unterirdische Parkierungsanlage nötig ist; an-
sonsten ist die ganze Vegetation zu erhalten, wobei 
dieses Erhaltungsgebot vom Zeitpunkt des vorliegenden 
Genehmigungsbeschlusses an gilt. 

e) Das Genehmigungsverfahren hinsichtlich der Planfestle-
gungen im Bereiche der Parzelle Nr. 2260 (Sils-Basel-,-· 
gi.a) wird mit Rücksicbt auf ein noch laufendes Be-
schwerdeverfahren sistiert. 

f) Der in den Generellen Gestaltungsplänen ausgeschiedene 
Wald wird genehmigt, diese Genehmigung wird jedoch mit 
dem ausdrücklichen Hinweis' versehen, dass den mit dun-

/ kelgrüner Bandierung dargestellten Waldrandlinien nicht 
/ die Bedeutung von "Waldgrenzen" im Sinne von Art. 13 

Abs. 1 und 2 des B'undesgesetzes über den Wald vom 4,. 
Oktober 1991 zukommt. Das Amt für Raumplanung wird 
beauftragt, in der Planlegende bei der Rubrik "Wald" 
einen entsprechenden Vermerk anzubringen. 

g) Die in den Generellen Gestaltungsplänen festgelegten 
Baulinien gegenüber dem Wald werden genehmigt. Diese 
Genehmigung wird jedoch mit dem ausdrücklichen Hinweis 

' versehen, dass sich_die·Baulinien je' nach Ergebnis des 
Waldfeststellungsverfahrens im Sinne von Art. 10 des 
Bundesgesetzes über den Wald vom 4. Oktober. 1991 zu-
lasten der Baufreiheit verschieben können. 

Das Amt für Raumplanung wird beauftragt, in der Plan-
legende bei der Rubrik "Baulinien" einen entsprechenden 
Vermerk anzubringen. 
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h) Die in den Generellen Gestaltungsplänen festgelegten 
Landschaftsschutzzonen werden nicht genehmigt. Hin~ 
sichtlich Landschaftsschutzzonenausscheidung bleiben 
vollumfänglich die Zonenpläne vom 5. Mai 1986 massge-
bend. Vorbehalten bleibt die neue Landschaftsschutz-
zonenausscheidung im Bereiche der Parzellen Nr. 2812, 
2528 und 2529 (Tunnelzufahrt zur Autoeinstellhalle Muot 
Marias); diese Ausscheidung wird genehmigt. Das Amt für 
Raumplanung wird beauftragt, in den Plänen entsprechen-
de Vermerke anzubringen. 

i) Das Amt für Raumplanung wird beauftragt, ~ie Legende-
bestimmung zu den "geschützten" und "erhaltenswerten" 
Fassaden im Sinne der Erwägungen zu korrigieren; 

2. Der Generelle Erschliessungsplan l:2'000 Teil Verkehr vom 
1. April 1992 wird im Sinne der Erwägungen und mit fol-
genden Vorbehalten genehmigt: 

a) Die Genehmigung der auf der kantonalen Verbindungs-
st~asse Sils-Baselgia - Sils-Maria geplanten Verkehrs-
beschränkung (Barriere) wird mit folgenden Auflagen 
verknüpft: 

aa) Nach Ablauf einer dreijährigen Versuchsphase seit 
Inkrafttreten der Verkehrsbeschränkung hat die Ge-
meinde den Strassenabschnitt zwischen Sils-Maria 
(Dorfplatz) und Sils-Baselgia (Einmündung in die 
Kantonsstrasse Maloja-Silvaplana) in ihr Eigentum 
zu übernehmen, sofern sie die Beschrän~ung über die 
erwähnte dreijährig• Zeitspanne hinaus beibehalten 
möchte. Vorbehalten bleiben allfällige zwischen-
zeitliche Rechts- oder Praxisänderungen. 
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Der kommunale Übernahmebeschluss muss innert zwei 
Jahren seit Inkrafttreten der Verkehrsbeschränkung 
gefasst und der Regierung mitgeteilt werden. 

bb) Die Verkehrsregelung und die entsprechende Signali 
sation obliegen der Gemeinde und sind im Benehmen 
mit der kantonalen Verkehrspolizei vorzunehmen. Das 
erforderliche strassenverkehrsgesetzliche Verfahren 
vor der Regierung im Sinne von Art. 3 Abs. 4 SVC 
und Art. 6 Abs. 2 der kantonalen Ausführungsver-
ordnung zum SVG (GAV zum SVG) bleibt vorbehalten. 

' 

cc) Die Kosten und die Haftung für die Verkehrsbe-
schränkung trägt die Gemeinde. 

dd) Das Auflageprojekt des Kantons vom September 1990 
für eine Sanierung der kantonalen Verbindungs-
strasse Sils-Baselgia - Sils-Maria wird jedenfalls 
hinsichtlich der Teilstrecke Sils-Baselgia (Inn-
brücke) bis Dorfplatz (Abzweigung der Strasse nach 
Fextal) vorläufig sistiert. 

ee) Der betriebliche Strassenunterhalt besorgt bis auf 
weiteres der Kanton, und zwar auch bezüglich der 
Teilstrecke Sils-Baselgia Dorfplatz Sils-Maria. 
Bezüglich dieser Teilstrecke hat die Gemeinde je-
doch die Hälfte der betrieblichen Unterhaltskosten 
zu tragen. Nach einer allfälligen späteren Überfüh-
rung der fraglichen Teilstrecke ins Gemeindeeigen-
tum sind Unterhalt und Kostentragung allein Sache 
der Gemeinde. 

b) Die Genehmigung der im Generellen Erschliessungsplan 
(und im Generellen Gestaltungsplan 1:500 Sils-Maria) 
enthaltenen Planfestlegungen zur Verwirklichung einer 
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Parkierungsanlage südöstlich des Hügels Muot Marias 
wird an die Bedingung geknüpft, dass auch die Schwei-
zerische Eidgenossenschaft der von der Gemeinde Sils 
i.E./Segl gewünschten Änderung der Personaldienstbar-
kei tsvert·räge hinsichtlich der Parzellen Nt. 2527, 2812 
und 2528 (abparzellierter Teil mit der neuen Nr. 2466) 
zustimmt. 

c) Das Genehmigungsverfahren ·hinsichtlich der projektier-
ten Hauptsammelstrasse zur Talstation Furtschellas-Bahn 
sowie hinsichtlich des Winterparkings Cuncas wird mit 
Rücksicht auf die Initiative zur Auszonung von Cuncas 
sistiert. 

3, Per Generelle Erschliessungsplan l:2'000 Teil Versorgung 
·vom 1. April 1992 wird genehmigt. 

4. Die Beschwerden werden in ieparaten Regierungsbeschlüssen 
behandelt. 

5. Die pemeinde wird ~rsucht, ihre Ortsplanung im Sinne der 
Erwägungen (Abschnitt E) einer weitergehenden Ergänzung zu 

•u1:1terziehen. 

6. Die für die Verwirklichung der Planung erforderlichen Bau-
bewilligungen, Zustimmungen für ßauten und Anlagen ausser-
halb der Bauzonen oder Spezialbewilligungen bleiben vorbe-
halten. 

7. Der Gemeindevorstand wird angewiesen, das Datum und den 
wesentlichen Inhalt des vorliegenden Beschlusses in ge-
eigneter Weise öffentlich bekanntzugeben. 
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8. 

Or.Maissen Der /7:;;.ktor, 
lic. iur. v&. Frizzoni 
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